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Fünf Jahre nach Abschluss des 
Friedensabkommens mit der 
FARC-Guerilla im Jahr 2016 steht 
Kolumbien erneut vor der Frage, 
wie es mit einer wachsenden Ko-
kainproduktion umgehen soll. In 
den letzten 40 Jahren hatten die 
kolumbianischen Regierungen 
unzählige Male versucht, eine 
Lösung für das Problem des Dro-
genhandels zu finden. Jedoch 
erweisen sich die seit den 70er 
Jahren anhaltenden Anstrengun-
gen als unzureichend. Nicht nur 
die Problematik blieb bestehen, 
sondern auch andere strukturel-
le Dilemmata, wie die Gewalt, die 
Kontrolle über illegale Produktion 
von Kokain und schwere Verlet-
zungen der Menschenrechte, tra-
ten in den Fokus.

Die verschiedenen Lösungen, die 
der kolumbianische Staat bisher 
angeboten hat, haben zwei Ele-
mente gemein: die Stärkung der 
Sicherheitsstrukturen durch die 
Präsenz staatlicher Sicherheits-
kräfte in den betroffenen Landes-
gebieten und die Fokussierung 
darauf, die Größe der Anbaufläche 
für illegale Drogen zu reduzieren. 
Diese Maßnahmen erwiesen sich 
schlussendlich für die komplexe 
Problematik des Drogenhandels 
als unzulänglich, weshalb die bis-
herigen Ansätze überdacht und 
vom Diskurs in die Praxis über-
führt werden müssen.

Drogenpolitik und Friedensprozess. 
Das kolumbianische Dilemma setzt sich fort

Ein historischer Meilenstein im 
Kampf gegen den kolumbiani-
schen Drogenhandel war die Un-
terschrift und die Implementa-
tion des “Finalen Vertrages für 
das Ende des Konfliktes und die 
Konstruktion eines stabilen und 
dauerhaften Friedens”1 mit den 
“Revolutionären Streitkräften 
Kolumbiens”2 (FARC-EP). Sowohl 
als ältester als auch zentraler Ak-
teur des kolumbianischen Konflik-
tes hatte die Guerilla einen star-
ken Einfluss auf den Drogenhan-
del, weshalb es von großer Wich-
tigkeit war, dass die Pro blematik 
des illegalen Drogengeschäfts als 
einer der zentralen Punkte in den 
Vertrag integriert wurde. Mit dem 
Vertrag wurde eine Neuorien-
tierung in der Drogenpolitik be-
gründet, die auf die “alternative 
Entwicklung” (AD) (Buxton 2020, 
14) ausgerichtet wurde. Damit 
sollte der traditionell repressive 
Zugang durch Zwangsvernich-
tung der angebauten Pflanzen 
– nicht zuletzt durch den massi-
ven Einsatz des Herbizids Glypho-

1 Zum besseren Verständnis wurden so-
wohl die spanischen als auch die eng-
lischen Zitate oder Dokumente des 
Textes, wenn möglich, in die deutsche 
Sprache übersetzt. Zitiert nach Ofici-
na del Alto Comisionado Para La Paz 
(OACP)/Presidencia de la República 
(2018, 300).

2 Séptima Conferencia: De las Fuerzas 
Armadas Revolucionarias de Colombia 

– Ejército del Pueblo. 4. bis 14. Mai 
1982. https://www.farc-ep.co/septi-
ma-conferencia/septima-conferencia-
de-las-fuerzas-armadas-revoluciona-
rias-de-colombia-ejercito-del-pueblo.
html (letzter Zugriff am 03.07.2020).
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sat3 – überwunden werden. Heu-
te steht die Regierung von Präsi-
dent Iván Duque (2018-) erneut 
vor der Entscheidung, wieder mit 
dem Einsatz von Glyphosat zur 
Besprühung der Kokafelder zu 
beginnen und damit den Ansatz 
der AD an den Rand der Drogen- 
und Friedenspolitik zu schieben. 
Dabei wurde der Diskurs der Vor-
gängerregierung von Präsident 
Juan Manuel Santos (2010-2018), 
einen Paradigmenwechsel in der 
Drogenpolitik vorzunehmen, auf-
gegeben. Kolumbien kehrte unter 
Präsident Duque zum alten dro-
genpolitischen Ansatz der Ange-
botskontrolle zurück. 

3 Glyphosat ist ein von der US-ameri-
kanischen Firma Monsanto, welche 
heutzutage zum deutschen Unterneh-
men Bayer gehört, entwickeltes Breit-
band- oder Totalherbizid. Seit 1974 ist 
es zu dem weltweit meistgenutzten 
Herbizid geworden. Laut einer Viel-
zahl von Studien und Bayer selbst hat 
die fachgemäße Anwendung keiner-
lei negative Folgen. Dennoch stellte 
die Internationale Agentur für Krebs-
forschung (IARC) der Weltgesund-
heitsorganisation fest, dass Glypho-
sat “wahrscheinlich krebserregend” 
ist. Dies führte innerhalb der EU zur 
Debatte über die Zulassung von Gly-
phosat. Gleichwohl entschied sich die 
Europäische Kommission basierend 
auf den Berichten der Europäischen 
Chemieagentur (ECHA), dass Gly-
phosat nicht erbgutbeschädigend sei, 
im November 2017 die Anwendung 
von Glyphosat bis Dezember 2022 
zu verlängern. Das Europäische Par-
lament sprach sich wiederum gegen 
die Entscheidung der Kommission aus. 
Die ECHA und die Europäische Behör-
de für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
werden im September 2021 eine Ver-
längerung der Glyphosatnutzung prü-
fen (vgl. Heussen 2021, o.S.; https://
ec.europa.eu/germany/news/2017
1127GlyphosatFragenAntworten_de 
[letzter Zugriff am 07.07.2021]; ht-
tps://www.europarl.europa.eu/news/
de/press-room/20160321IPR20296/
glyphosat-herbizid-umweltausschuss-
gegen-verlangerung-der-eu-zulas-
sung [letzter Zugriff am 13.07.2021]; 
https://www.quarks.de/umwelt/land-
wirtschaft/wie-gefaehrlich-ist-glypho-
sat/ [letzter Zugriff am 13.07.2021]).

Damit wird auch der drogenpoli-
tische Neuansatz im Friedensver-
trag suspendiert, der die Drogen-
problematik in ein umfassendes 
Konzept einbindet, was sich so-
wohl in dem Ziel der territoria-
len sowie ländlichen Transforma-
tion (verbunden mit dem ersten 
Punkt des Abkommens) als auch 
der Anerkennung zeigt, dass das 
Problem mit anderen Phänome-
nen wie Armut, Marginalisierung, 
Korruption sowie fehlender staat-
licher Präsenz in den betroffe-
nen Territorien verbunden ist. In 
diesem Sinne werden die Dilem-
mata des a) illegalen Anbaus, b) 
der Kriminalität, c) der Beteili-
gung von Jugendlichen im Dro-
gengeschäft und d) der Konsum 
in differenzierter Form aus Sicht 
der öffentlichen Gesundheit, der 
Menschenrechte, der Geschlech-
terfrage u. a. betrachtet (o. A. 
“Final Agreement”, 2016, 8-33). 
Der Vertrag betont nicht nur die 
Auflösung krimineller und bewaff-
neter Gruppen, sondern auch die 
Stärkung von Institutionen, wie 
die kommunalen Gemeinschaften, 
um den Gewaltzyklus zu unter-
brechen, der auch aus dem Dro-
genhandel erwachsen war. 

Ein wichtiger Aspekt war hierbei 
die Einsetzung des Programms 
zur freiwilligen Substitution von 
Koka- und anderen Drogenpflan-
zungen (“Programa Nacional In-
tegral de Sustitución de Cultivos 
de Uso Ilícito”, PNIS [o. A.: “Final 
Agreement” 2016, S. 102]), wel-
ches nachhaltige sowie dauerhaf-
te Lösungen für die Substitution 
des illegalen Drogenanbaus ent-
wickeln soll. Dazu gehört etwa, 
den Bauern Alternativen, wie den 
Anbau von Mais oder Kartoffeln 
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für die Eigenversorgung aufzuzei-
gen. Zudem war die Abkehr von 
der Besprühung mit Glyphosat 
hin zur manuellen Vernichtung 
der illegalen Anbauflächen (durch 
Entfernung der Pflanzen) ein er-
klärtes Ziel des Vertrages (ebd., 
108).

Der erneute Anstieg der 
Kokain-Produktion und die 
Rückkehr zum Einsatz von 
Glyphosat

Juan Manuel Santos’ Vorgänger, 
Álvaro Uribe Vélez, hatte in Be-
zug auf den Drogenkampf noch 
einen anderen Ansatz als die AD 
gewählt. Er setzte auf die Militari-
sierung der Regierungsprogram-
me, um die Kokaanbau flächen zu 
reduzieren. Dabei konnte seine 
Administration auf den 1999 un-
terzeichneten “Plan Colombia”4 
zurückgreifen. Diese Kooperation 
mit den USA sollte laut Vertrags-
text primär Präventions- und Sub-
stitutionsprojekte in Konfliktregi-
onen finanzieren. Dennoch flos-
sen zwischen 2000 und 2008 812 
Millionen US-Dollar in die Moder-
nisierung der Streitkräfte sowie in 
die Strategie, die Felder aus der 
Luft mit Glyphosat zu besprühen 
(Oehme 2010, 230). Neben dem 
Hauptziel, die staatliche Präsenz 
in peripheren Gebieten auszuwei-
ten und damit die FARC-EP mili-
tärisch zurückzudrängen, war die 
Größe der zerstörten Kokaanbau-
flächen ein Erfolgskriterium die-
ses Planes. Zwar wurden bis 2008 
durchschnittlich 128.000 Hektar 
mit Herbiziden besprüht, aber 
die Fortschritte in der Flächenre-

4 Der “Plan Colombia” war ein bilate-
raler Vertrag, der 1999 unterzeich-
net wurde. Dafür stellten die USA bis 
2008 11,6 Milliarden US-Dollar zur 
Verfügung (Macías 2020).

duktion waren dürftig (Camacho 
und Mejia 2015, 6). Zwischen 
2001 und 2004 wurde die Fläche 
von 169.800 Hektar auf 144.000 
Hektar reduziert, aber bis 2007 
stieg die Zahl wieder auf 167.000 
Hek tar (Oehme 2010, 230). Die 
Effektivität des Programmes litt 
auch an den Strategien, die die 
Kokabauern entwickelten, um der 
Zerstörung ihrer Felder zu ent-
gehen. Wenn die Bauern wuss-
ten, dass ihre Flächen besprüht 
werden sollten, besprühten sie 
die Blätter mit Zuckersirup, um 
die Penetration des Glyphosats 
zu verhindern (Camacho und Me-
jia 2015, 6-7). Darüber hinaus 
führte der “Plan Colombia” zum 
sogenannten balloon effect (Bux-
ton 2015, 12), d. h. die Koka-
bauern verlagerten ihre Produk-
tion in unzugänglichere Gebiete 
der Andenregion,5 speziell in die 
Nachbarstaaten Bolivien und Peru, 
wodurch sich das Drogenproblem 
lediglich regional verschob (Oeh-
me 2010, 230). Schlussendlich 
konnte der “Plan Colombia” nur 
Erfolge im Kampf gegen die be-
waffneten Akteure verzeichnen, 
aber die Drogenproblematik blieb 
weiterhin bestehen.6 Der Plan 
ging 2009 in einen neuen Vertrag 

5 Neben dem transnationalen Verlage-
rungseffekt gibt es den intranationa-
len mercury effect, d. h. es kommt 
zur Verschiebung der Anbaugebiete 
innerhalb eines Staatsgebietes. In 
Kolumbien geschah dies durch die 
Verlagerung der Flächen von den De-
partements Caquetá und Guaviare 
nach Putumayo, Cauca sowie Viacha-
da (Buxton 2015, 12).

6 Jedoch erklärte die “Politische Dro-
genkommission für die westliche 
Hemisphäre” (Comisión Política de 
Drogas del hemisferio occidental), er-
nannt durch den Kongress der USA 
im Jahr 2017, im Jahr 2020, dass der 
“Plan Colombia” bzw. der damit ver-
bundene Kampf gegen die Drogen ge-
scheitert sei (Macías 2020).
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mit den USA über, der den US-
amerikanischen Truppen Zugang 
zu Militärbasen in Kolumbien zu-
sagte. In der Folge reduzierten 
sich bis 2009 die Kokakulturen 
auf 80.000 Hektar. Als die kolum-
bianische Regierung 2012 ankün-
digte, offiziell mit der FARC-EP 
in Friedensverhandlungen einzu-
treten, fiel die Gesamthektarzahl 
auf 50.000 Hektar im Jahr 2013 
(UNODC 2018, 14).

Trotz der Friedensbemühungen 
der Regierung sowie des Friedens-
vertrages war zwischen 2014 und 
2018 wieder ein kontinuierlicher 
Anstieg der Kokainproduk tion 
zu verzeichnen. Laut dem Büro 
der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämp-
fung (UNODC) wuchs die Anbau-
fläche zwischen 2015 und 2016 
um 52 %, was eine Erhöhung der 
Kokaproduktion von 34 % bedeu-
tete (Maihold 2018, 2). 2018 exis-
tierten 169.000 Hektar an kolum-
bianischer Kokaanbaufläche, die 
eine Produktion von 1.120 Tonnen 
Kokain zur Folge hatte (El Tiempo, 
30. Juli 2021). Mögliche Gründe 
dafür könnten sein: Erstens wur-
de mit der Abtwertung des kolum-
bianischen Pesos die Kokainpro-
duktion profitabler, da diese in Pe-
sos bezahlt wird, aber der Verkauf 
auf den Absatzmärkten in Dollar 
oder Euro erfolgt. Zweitens schien 
die Ankündigung, dass während 
der Friedensverhandlung über die 
Lösung der Drogenproblematik 
gesprochen wird, einen Anstieg 
der Zahl der Koka-Anbauenden 
und damit der Anbaufläche be-
wirkt zu haben, da man sich da-
mit die Berücksichtigung bei den 
Ausgleichsmaßnahmen erwartete.

Dementsprechend vermeldete das 
Office of National Drug Control 
Policy7 (ONDCP) der USA am 25. 
Juni 2021, dass die Kokaanbau-
fläche von 212.000 Hektar im Jahr 
2019 auf 245.000 Hektar im Jahr 
2020 gestiegen sei (Maseri 2021, 
o. S.). Gleichzeitig verzeichnet das 
Büro einen Anstieg in der Produk-
tion von Kokain (von 936 Tonnen 
auf 1.010 Tonnen) (Arciniegas 
2021, o. S.). Dem widerspricht 
die Studie des UNODC, welche 
für das Jahr 2019 eine Reduktion 
der Anbaufläche um 9 % (von 
169.000 auf 154.000 Hektar) ver-
meldete. Gleichzeitig stieg aber 
die Produktion von Kokain (von 
1.120 auf 1.137 Tonnen). Die 
Studie hat folgende Erklärung für 
dieses Phänomen: Durch die ma-
nuelle Vernichtung bzw. die Re-
duzierung der Anbaufläche waren 
die Produzenten gezwungen, auf 
weniger Flächen mehr Ertrag zu 
erwirtschaften. Dies schafften sie 
durch eine Straffung der Abläufe 
sowie verbesserte Produktions-
techniken. Außerdem zogen eini-
ge der Kokaflächen in Gebiete mit 
sensibleren Umweltsystemen um, 
speziell Nationalparks, die von der 
Zerstörung laut Vertrag ausge-
nommen sind (El Tiempo, 30. Juli 
2021). Ein weiterer Aspekt ist die 
Angebot-Nachfrage-Struktur. Mit 
weniger Feldern gab es weniger 
Kokain, was wiederum den Preis 
von Kokain steigen ließ und für 
viele Bauern einen größeren An-
reiz bot, Kokafelder anzulegen, da 
der Profit damit höher ausfiel als 
in den Substitutionsprogrammen. 

Die kolumbianische Regierung 
führte die divergierenden Hek-

7 https://www.whitehouse.gov/ondcp/ 
(letzter Zugriff am 29.06.2021).
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tarzahlen der beiden Büros auf 
die Nutzung unterschiedlicher 
Parameter zurück (Maseri 2021, 
o. S.). Dennoch nutzte die Duque-
Adminis tration diese Berichte, 
um zu dem Schluss zu kommen, 
dass die manuelle Zerstörung 
der Kokafelder eine gescheiterte 
Strategie sei und damit die Wie-
deraufnahme der Besprühung 
mit Glyphosat einzuleiten.8 Eine 
Konkretisierung fand diese Dis-
kussion in dem verabschiedeten 
Dekret 380 vom 12. April 2021 
mit dem Titel “Zur Regelung und 
Kontrolle der gesundheitlichen 
und Umweltrisiken im Rahmen 
der Vernichtung von illegalen An-
baukulturen durch die Methode 
der Besprühung aus der Luft und 
anderen Mitteln” (“Decreto 380”, 
2021).9 Das Dekret folgt der Re-
gierungslogik, wonach die Zu-
nahme der Gewalt in ländlichen 
Gebieten mit dem Drogenhandel 
eng verbunden sei, weshalb der 
Kokaanbau mit jedem verfügba-
ren Instrument verringert wer-
den muss (Dickinson 2021, o. S.). 
Daher spricht das Dekret explizit 
von einem Einsatz von Glyphosat 
(“Decreto 380”, 2021). 

Diese Entscheidung der Regie-
rung Duques stieß auf viel Kritik. 
So führte das Centro de Estu-
dios sobre Seguridad y Drogas 
(CESED)10 der Universidad de los 

8 Dabei verpflichtete sich die Duque-
Administration gegenüber den USA, 
die Hälfte der Kokaplantagen bis 2023 
zu vernichten (Karasek 2021).

9 https://www.funcionpublica.gov.
co/eva/gestornormativo/norma.
php?i=161526 (letzter Zugriff am 
02.06.2021).

10 “¿Cuáles son los Argumentos a fa-
vor de la fumigación con glifosa-
to? Y ¿Qué dice la evidencia sobre 
por qué no fumigar?”, https://cesed.
uniandes.edu.co/wp-content/up-

Andes an, dass eine genaue Be-
sprühung der Felder aus der Luft 
nicht möglich sei. Fehlende Kennt-
nisse über die genauen Anbau-
orte würden dieses Unterfangen 
zusätzlich erschweren. Darüber 
hinaus wäre die Besprühung 
kostenineffektiv. Um einen Hektar 
zu zerstören, müssten zwischen 
33 und 45 Hektar zusätzlich 
besprüht werden. Damit würden 
die Subsistenzwirtschaft der Bau-
ern zerstört, Tiere vergiftet so-
wie die Natur entwaldet werden.11 
Ein weiterer Kritikpunkt an dem 
Dekret bezieht sich auf den inte-
grierten Klagemechanismus, der 
erst greift, wenn ein Schaden 
bereits eingetreten ist (vgl. “De-
creto 380”, 2021). Speziell gegen 
die gesundheitlichen Schäden 
kann erst im Nachhinein und nur 
dann, wenn die Personen direkt 
mit Glyphosat besprüht wurden, 
vorgegangen werden (ebd.). Au-
ßerdem wird auf das Urteil des 
Verfassungsgerichts aus dem 
Jahr 2017 verwiesen, dass die 
freiwillige Substitution und ma-
nuelle Zerstörung priorisiert wer-
den sollen. Die Besprühung mit 
Glyphosat sei lediglich die ultima 
ratio (El Tiempo, 13. April 2021).
 
Der Plan Duques sah vor, im Juni 
2021 den Einsatz von Glyphosat 
erneut aufzunehmen (El Tiempo, 
20. April 2021). Jedoch wurde 
dies bislang nicht ausgeführt, was 
wahrscheinlich den anhaltenden 
landesweiten Protesten gegen 
die Steuerreform geschuldet war, 
die im Mai 2021 begannen. Dies 
bedeutet lediglich einen Aufschub 

loads/2021/04/Argumentos-a-favor-
de-la-fumigaci%C3%B3n-8.pdf (letz-
ter Zugriff am 22.06.2021).

11 Vgl. ebd.
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einer Entscheidung, die anschei-
nend von den regierenden Politi-
kern gebilligt wurde.
Indes muss dem Verfassungs-
gerichtsurteil folgend die Frage 
gestellt werden: Hat Kolumbien 
heute eine Situation erreicht, in 
der die Nutzung von Glyphosat 
als ultima ratio gerechtfertigt ist? 
Hat die Duque-Administration 
wirklich alle möglichen Alternati-
ven zur Nutzung von Glyphosat 
erprobt? Sind die Programme, 
die aus dem Friedensvertrag ent-
standen sind, wie z. B. das PNIS, 
wirklich gescheitert oder wur-
den sie nicht als prioritär oder 
zu aufwändig erachtet? Oder will 
Duques Regierung lediglich zum 
politischen Denken der 2000er 
Jahre zurückkehren?

Der alternative Ansatz: 
das integrale nationale 
Substitutionsprogramm 
PNIS

Die Besprühung mit Glyphosat 
ist ein Bestandteil der “Angebots-
reduktionsstrategien” (Buxton 
2015, 4), d. h. es gilt zu verhin-
dern, dass Drogen in existieren-
de oder neue Märkte gelangen, 
indem Produktion und Handel an 
ihrem Ursprungsort unterbunden 
werden (ebd.). Diese Form der 
Drogenkontrolle wird primär von 
den USA gefördert, welche diese 
mit repressiven Maßnahmen im 
In- sowie Ausland kombinieren. 
Dabei intensivierten die USA ihre 
militärischen Beratungsprogram-
me, wodurch der Kontrollansatz 
zunehmend militarisiert wurde 
(Buxton 2020, 20). Begleitende 
Hilfsprogramme stellten nur be-
grenzte Unterstützungsleistun-
gen zur Verfügung und unterste-
hen dem sicherheitspolitischen 

Primat (Buxton 2015, 40). Da-
rüber hinaus wurden alle Tätig-
keiten im Zusammenhang mit 
Drogen kriminalisiert,12 um die 
Konsumenten durch Strafen wie 
Freiheitsentzug aus dem Markt 
zu drängen und somit die Versor-
gung mit Drogen zu reduzieren 
(Buxton 2020, 26). 

Demgegenüber stehen die “Nach-
fragereduktionsstrategien” (Bux-
ton 2015, 4), welche die Dro-
genkonsumenten durch spezielle 
Programme, die zur Prävention 
und Unterstützung der abhän-
gigen Personen beitragen, vom 
Drogenmarkt fernhalten sollen 
(ebd.). Dieser Ansatz, der von der 
EU sowie der Organisation der 
Amerikanischen Staaten (OAS) 
präferiert wird, findet seinen Aus-
druck in den Konzepten der AD 
und der “entwicklungsorientier-
ten Drogenkontrolle” (ebd., 31). 
AD definiert die OAS folgender-
maßen: 

Long-term strategy, based on a 
comprehensive approach to rural 
development that seeks to place 
the foundations for sustainable 
development and independence 
from illicit drug cultivation in the 
long term (ebd., 32). 

Die “entwicklungsorientierte Dro-
genkontrolle” ist eine Weiterfüh-
rung der AD, die laut der Gesell-
schaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) darauf abzielt, 
dass die negativen individuellen 
sowie gesellschaftlichen Konse-
quenzen des Drogenanbaus durch 

12 Die Kriminalisierung als Bestandteil 
der Drogenkontrolle hatte zur Folge, 
dass besonders nach dem 2. Welt-
krieg ein lukrativer Schwarzmarkt 
für ansonsten unbrauchbare Pflanzen 
entstanden ist. Dieser machte vor 
allem arme sowie sich entwickelnde 
Staaten empfänglich für Korruption 
(Buxton 2020, 23;2015, 15).
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kooperative Maßnahmen, welche 
die Armut sowie die Abhängigkeit 
von der illegalen Ökonomie ver-
mindern, reduzieren sollen (ebd., 
31). Bei beiden Konzeptionen 
spielen sowohl Zwangsmaßnah-
men als auch konditionierte Un-
terstützungsleistungen nominell 
eine untergeordnete Rolle. Als 
Antwort auf die zunehmende re-
pressive Militarisierung der US-
amerikanischen Drogenkontrolle, 
wurde die AD in vielen Bereichen 
als immer wichtiger betrachtet. 

Daher fand sie in den Verhand-
lungen des kolumbianischen 
Friedensvertrages Einzug. Die 
vertraglichen festgehaltenen Be-
stimmungen zur Landreform und 
der Behandlung der Opferrechte 
wurden im Geiste der Konzeption 
verfasst. Dabei wurde das PNIS 
geschaffen, welches als prakti-
sche Ausführung der AD konzi-
piert wurde. Seine Aufgabe ist 
zum einen die Implementierung 
der “Umfassenden Pläne für die 
Substitution von Kulturen und 
Alternative Agrarentwicklung” 
(o. A.: “Final Agreement”, 2016, 
S. 100), welche die Zusammen-
arbeit zwischen dem Staat (auf 
nationaler, departementaler und 
lokaler Ebene) und den lokalen 
Gemeinschaften (comunidades) 
durch zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen vorsieht. Zum ande-
ren sollen die Institutionen Trans-
formationsstrategien umsetzen, 
welche die finanzielle Sicherheit 
der Bevölkerung gewährleisten, 
um die freiwillige Substitution 
illegaler Kulturen (Koka, Mari-
huana, Schlafmohn) mit legalen 
Produkten (Kartoffeln, Mais) vo-
ranzubringen (ebd.). Dabei wird 
beachtet, dass die Mehrheit der 

Kokapflanzer ländliche, afro-ko-
lumbianische und indigene Fa-
milien mit einem hohen Armuts-
grad sind, deren Subsistenz von 
diesen illegalen Aktivitäten ab-
hängt. Die Basis des PNIS bilden 
in einem Dreierschritt der Dialog, 
Vereinbarungen und freiwillige 
Aktionen der Personen, die Teil 
des Projektes sind. Dabei zielt 
das Programm auf die Stärkung 
bzw. Förderung der Vertrau-
ensbeziehungen zwischen Staat 
und Bürgern sowie die nationale 
Versöhnung innerhalb der Ge-
meinden (ebd., 108-110). Damit 
werden friedens- und drogenpo-
litische Motivationen miteinander 
verbunden, um zu integralen Lö-
sungen zu gelangen.

Das PNIS trat offiziell im Juni 2016 
in Briceño (Antioquia) in Kraft. 
Heute wird es geleitet durch das 
“Präsidialamt für Stabilität und 
Konsolidierung” (Consejería Pre-
sidencial para la Estabilización y 
la Consolidación 2018-2019, 1). 
Das Programm operiert in 14 De-
partements13 und in 55 Gemein-
den. Die besagten Regionen sind 
Bestandteil der PDET (Programas 
de Desarollo con Enfoque Territo-
rial, “Entwicklungsprogramme  mit 
territorialem Fokus” [o. A.: “Final 
Agreement”, 2016, S. 102]), wel-
che Verfahren und entsprechende 
Werkzeuge für die vom Konflikt 
am meisten betroffenen Gebiete 
erarbeiten, um diese zu stabilisie-
ren und die rurale Entwicklung zu 
fördern.14 Diejenigen, die an dem 

13 In diesen 14 von 32 Departements, in 
die sich Kolumbien unterteilt, konzen-
triert sich 65 % des illegalen Anbaus 
(UNODC 2020b, 3).

14 Die Programme umfassen 170 Ge-
meinden (vgl. “PDET en Cifras”, 
 https://www.renovacionterritorio.gov.
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Programm teilnehmen, verpflich-
ten sich, keine illegalen Kulturen 
neu anzupflanzen, sich nicht am 
Handel der entsprechenden Roh-
stoffe zu beteiligen und sich nicht 
in ähnlichen Aktionen verwickeln 
zu lassen (UNODC 2020a, 15). 
Im Falle der Nichteinhaltung oder 
fehlender Bereitschaft der Ge-
meinden geht die Regierung zur 
manuellen Vernichtung der An-
pflanzungen über, immer unter 
Berücksichtigung der Prinzipien 
der Menschenrechte.

Ein Bestandteil der PNIS ist der 
“Aktionsplan” (“Plan de Atención 
Inmediata”, PAI [(UNODC 2020a, 
19]), welcher durch kurzfristi-
ge Hilfe auf den Märkten, durch 
Produktionsprojekte sowie durch 
langfristige technische Hilfe (Auf-
bau von Infrastruktur, Formali-
sierung von Landeigentum und 
Indikatoren der Nachverfolgung 
u. a.) die Lebensmittelversorgung 
und das Wohlergehen der betei-
ligten Bevölkerung absichern soll 
(Defensoría del Pueblo 2017, 42-
43). Mit der Unterschrift unter 
den Vertrag verpflichtete sich die 
Regierung, diese Programme in 
die staatlichen Strukturen eben-
so wie in das Rechtssystem Ko-
lumbiens einzugliedern. Dies ist 
ein umstrittener Punkt, der auch 
zur Ablehnung des Vertragstextes 
im Plebiszit im Oktober 2016 ge-
führt hatte, bei dem sich 50,2 % 
der abstimmenden Kolumbianer 
gegen den Friedensvertrag aus-
sprachen (Maihold 2016). Dieses 
Resultat markierte den Beginn 
eines Legitimationsdisputs über 
den Friedensvertrag, welcher ver-
stärkt wurde durch das Gefühl, 

co/especiales/especial_PDET/ (letzter 
Zugriff am 30.06.2021).

die Stimme der Bevölkerung sei 
nicht gehört worden. Die Pola-
risierung des Friedensvertrages 
wurde durch die Wahl Duques, 
dem politischen Ziehsohn des Ex-
Präsidenten Álvaro Uribe Velez, 
dem wohl größten Kritiker des 
Friedensprozesses, weiter voran-
getrieben. Dieser kündigte nach 
seiner Wahl Änderungen am Ver-
trag (speziell die Sonderjustiz) an, 
nur um dann die Umsetzung des 
Vertrages nachrangig zu behan-
deln (Maihold und Wesche 2019). 
Obwohl von Seiten des “Präsidial-
amts für Stabilität und Konsoli-
dierung” wichtige Anstrengungen 
unternommen wurden, um die 
Vereinbarungen einzuhalten, wird 
von vielen Beobachtern aus der 
akademischen Gemeinschaft, in-
digenen sowie ländlichen Gemein-
den und Mitgliedern der Legislati-
ve die defizitäre Umsetzung des 
Vertrages beklagt. So fehle der 
politische Wille, der als die ent-
scheidende Determinante für die 
erfolgreiche Umsetzung des Frie-
densvertrages angesehen wird. 

Der PNIS in Zahlen
Im Jahr 2020 legte die Regierung 
Duque dar, dass in den zwei Jah-
ren, in denen das Programm lief, 
1,1 Billionen Peso (rund 219 Mio. 
Euro) in dieses investiert wur-
den (El Espectador, 14. Novem-
ber 2020). Dennoch erklärte die 
Duque-Administration 2019, dass 
das PNIS unvollständig und unter-
finanziert sei, weshalb eine Über-
arbeitung notwendig sei, um eine 
adäquate Umsetzung im ländli-
chen Raum zu gewährleisten.15 

15 http://www.posconfl icto.gov.co/
sala-prensa/noticias/2019/Paginas/
Gobierno%20esta%20fortalecien-
do%20programas%20de%20susti-
tucion%20de%20cultivos%20de%20
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Laut Regierung sowie UNODC 
sind bis zum 31. Dezember 2020 
99.097 Familien in das PNIS in-
tegriert worden.16 Diese Familien 
befinden sich in Departements, in 
denen entweder eine Gruppe, wie 
z. B. die Dissidenten der FARC-EP, 
oder andere Gewaltakteure aktiv 
sind und waren. Bis zu diesem 
Datum hat das Programm zu ei-
ner freiwilligen Zerstörung von 
43.711 Hektar der 60.101 Hektar 
geführt, die laut den Richtlinien 
der UNODC für diesen Vorgang 
identifiziert wurden. Von diesen 
wurden 37.693 Hektar durch im 
Anbau tätige Familien entfernt, 
was einer Einhaltung der Vorga-
ben von 97 % entspricht (UNODC 
2020b, 10-12). Die Prozentzahl 
der Neupflanzungen betrug 0,2 % 
(Secretaría Técnica del Compo-
nente Internacional de Verificaci-
ón CINEP/PPP-CERAC 2020, 14). 
Des Weiteren haben laut dem Be-
richt des UNODC 67.665 Famili-
en vollständige technische Hilfe 
erhalten (UNODC 2021, 2). Diese 
beinhaltet sowohl eine anfängli-
che Unterstützung über vier Mo-
nate, welche die Produktionsab-
läufe sowie die Charakteristiken 
der Territorien identifiziert, als 
auch einen Zwei-Jahres-Plan für 
die Transforma tion in der entspre-
chenden Zone. Die Umsetzung 
dieser Planung obliegt kolumbia-
nischen Organisationen, Univer-
sitäten und anderen Kooperati-
onspartnern. Dabei vermeldet 
die aktuelle Regierung ein Pro-
blem mit dem Zeitplan, da des-

uso%20ilicito.aspx (letzter Zugriff am 
24.06.2021).

16 Die Gesamtzahl setzt sich aus 82.240 
anbauender und nicht anbauender Fa-
milien sowie 16.857 Familien, die als 
Erntehelfer tätig waren, zusammen 
(UNODC 2020b, 7).

sen Umsetzung länger dauere als 
im Friedensvertrag veranschlagt. 
Gleiches trifft auf die Finanzie-
rung der Projekte zu. Trotz der 
wirtschaftlichen Versprechen, die 
die Regierung bei der Vertrags-
unterschrift gegeben hat, blieben 
die Substitutionsprogramme un-
terfinanziert, die Abläufe konnten 
nicht entsprechend des vorgege-
benen Zeitplans beginnen oder 
umgesetzt werden (Rueda Forero 
2021, o. S.). Einer der Kompro-
misse im Rahmen des PNIS war, 
dass Zahlungen an Familien für 
die Lebensmittelhilfe sowie öko-
nomische Nachhaltigkeit während 
der Transitionsphase17 gewährt 
wurden. Diese finanziellen Hilfen 
bedeuteten eine konditionierte 
Zahlung von einer Million Peso 
(rund 226 €) pro Monat während 
der ersten 12 Monate nach der 
Vernichtung der Kokafelder. In 
Übereinstimmung mit dem Be-
richt des UNODC wurden bis Au-
gust 2020 90,9 % der Zahlungen 
an die betroffenen Familien be-
zahlt, was 74.818 Familien ent-
spricht (UNODC 2021, 3-4). 

Obwohl diese Zahlen einen hohen 
Grad an Erfüllung des Program-
mes durch die Regierung nahele-
gen, haben soziale Organisationen 
eine Stagnation der Produktions-
projekte beklagt, d. h. die Unter-
stützungsleistung wurde bezahlt, 
die Anbauflächen von Koka-Pflan-
zen befreit, aber es gab weder 
eine Umsetzung der Substitution 
noch ein ernsthaftes Voranschrei-

17 Die Transitionsphase bezieht sich auf 
einen Zeitraum von 12 Monaten, die 
unmittelbar, nach dem sich die Famili-
en für die Substitution der Kokapflan-
zen im Rahmen des PNIS entschieden 
haben, in Kraft trat (vgl. o. A.: “Final 
Agreement”, 2016, S. 119-120).
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ben laut dem Be-
richt des UNODC 
67.665 Familien 

vollständige 
technische Hilfe 

erhalten.



Ibero-Analysen 32 · November 202112

ten in anderen Vertragspunkten.18 
Tatsächlich legt der Bericht des im 
Friedensvertrag mit dessen Über-
wachung eingesetzten Kroc-Ins-
tituts signifikante Fortschritte im 
Bereich der technischen Hilfe und 
Lebensmittelsicherheit im Jahr 
2019 nahe.19 Dennoch kommt der 
Report zum Schluss, dass dieser 
Entwicklungsprozess aus ver-
schiedenen Motiven Einschrän-
kungen unterliegt: Dazu gehören 
unzureichende Maßnahmen zur 
Kontrolle illegaler Märkte, wie 
z. B. Konsum, Geldwäsche und 
Korruption. Außerdem kommu-
niziert das PNIS kaum mit der 
Agrarreformbehörde RRI (Refor-
ma Rural Integral), was eine re-
ale Transformation und somit die 
Beseitigung der Ungleichheit in 
der Bodenbesitzstruktur sowie 
die Lösung anderer Probleme des 
Drogenhandels verhindert. Aber 
das möglicherweise größte Hin-
dernis, welches durch den Bericht 
dargestellt wird, ist die geringe 
Glaubwürdigkeit und Legitimität, 
die das PNIS unter den teilneh-
menden Bauern genießt. Gründe 
hierfür sind ausbleibende Zahlun-
gen der vereinbarten Unterstüt-
zungsleistung inklusive der tech-
nischen Hilfe. Hinzu kamen der 
ungerechtfertigte Ausschluss be-
stimmter Personen aus dem Pro-
gramm gepaart mit der limitier-
ten Inklusion sowie Partizipation 

18 “Se ha hecho la erradicación volunta-
ria, pero las familias todavía no ven la 
sustitución” (Quintero Martínez 2021, 
o. S.)

19 Zwischen April und Juli 2019 stieg die 
Zahl der Familien, die technische Hilfe 
erhalten haben, auf 60.731. Im Sep-
tember des gleichen Jahres befanden 
sich 42 % der Familien in Projekten 
zur Lebensmittelsicherheit, aber nur 
ein Prozent hatten Zugang zu Produk-
tionsprojekten (vgl. KROC Institute 
for International Peace Studies 2020, 
67).

der bäuerlichen Gemeinschaften, 
obwohl der Fokus des PNIS auf 
einer einvernehmlichen Rege-
lung der Beziehungen zwischen 
Bürgern und Staat in den Trans-
formationsprojekten liegen sollte 
(KROC Institute for International 
Peace Studies 2020, 67-68). 

Ebenso ist die im Friedensvertrag 
vorgesehene Partizipation von 
Frauen, indigener Gemeinschaf-
ten sowie der Universitäten kaum 
umgesetzt, so dass die Möglich-
keiten eines zivilgesellschaftli-
chen Weges aus dem Problem 
des Drogenhandels eingeschränkt 
würden und sich die Staatsbürger 
gleichzeitig weniger mit dem Pro-
gramm identifizierten (ebd., 68). 

Der von dem “Technischen Sekre-
tariat für die internationale Veri-
fikation” (Secretaría Técnica del 
Componente Internacional de Ve-
rificación CINEP/PPP-CERAC) ver-
öffentlichte “Siebte Verifikations-
bericht über die Einhaltung des 
Friedensvertrages” sprach daher 
im September 2020 von einem 
ungünstigen Kontext für die Im-
plementation des Punktes 4 des 
Friedensvertrages (Secretaría Té-
cnica del Componente Internaci-
onal de Verificación CINEP/PPP-
CERAC 2020, 1). Die Faktoren, 
die den Prozess negativ beein-
flussen, sind u. a. die zunehmen-
den Spannungen zwischen Bau-
ern und staatlichen Sicherheits-
kräften, hervorgerufen durch die 
erzwungenen Zerstörungen, die 
Entscheidung der Regierung, zur 
Besprühung von Glyphosat zu-
rückzukehren, sowie die aktuelle 
unsichere Sicherheitssituation in 
den Gemeinden des PNIS, welche 
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durch die Corona-Pandemie ver-
schärft wurde.20 

Der Umschwung in der 
Drogenpolitik unter 
Präsident Iván Duque

Wenngleich der freiwillige Verzicht 
signifikante Erfolge im Jahr 2018 
(26.800 Hektar) aufwies, wurde 
diese Methode zunehmend von 
der nicht auf Freiwilligkeit son-
dern auf Zwang ausgerichteten 
Vernichtung von Anbauflächen für 
Koka ersetzt. Seit dem Beginn der 
Präsidentschaft Duques wuchs die 
Anzahl der Gruppen für die manu-
elle Beseitigung von 23 auf 150 
(2.200 Mitglieder der staatlichen 
Sicherheitskräfte) (Garzón Verga-
ra 2020, o. S.). Für die Regierung 
war der Erhalt der manuellen 
Zerstörung als valide Politik einer 
ihrer größten Erfolge des Jahres 
2020. Das Jahr in dem laut dem 
Verteidigungsministerium das 
Ziel der Beseitigung von 130.000 
Hektar Kokaflächen erreicht wur-
de, was Kokain im Wert von etwa 
301 Millionen US-Dollar entspricht 
(El Tiempo, 30. Dezember 2020). 
Dennoch ist die erzwungene Zer-
störung keine definitive Lösung. 
Während die freiwillige Beseiti-
gung eine Chance von 0,4 %21 
hat, dass Koka wiederangebaut 
wird, ist die Wahrscheinlichkeit 

20 “Obwohl das PNIS läuft, […] haben 
die erreichten Fortschritte weder eine 
Transformation der Produktion, die 
die Bauern benötigen, um die Bau-
ern vom illegalen Drogenanbau in 
nachhaltige, legale Ertragsformen zu 
bringen, noch eine Implementations-
garantie des A.F. bewirkt” (Secretaría 
Técnica del Componente Internacio-
nal de Verificación CINEP/PPP-CERAC 
2020, 13).

21 “Sistema Integrado de Monitoreo 
de Cultivos Ilícitos – SIMCI”, htt-
ps://www.unodc.org/colombia/es/
simci/simci.html (letzter Zugriff am 
13.07.2021).

nach der erzwungenen Variante 
höher als 45 % (nach der Gylpho-
satbesprühung sogar 80 %) (Are-
nas und Diamond 2021, o. S.). 
Sobald die Gruppe der manuellen 
Beseitigung das Gebiet verlässt, 
beginnen die Bauern erneut Koka 
anzubauen. Aufgrund der vor-
herrschenden Sicherheitssitua-
tion ist es unwahrscheinlich, dass 
diese von der Regierung gebilde-
te Gruppe zeitnah zurückkehrt. 
Währenddessen wird die Produk-
tion von Kokain angekurbelt und 
die Menge an Neupflanzungen 
nimmt zu. Laut Schätzungen des 
UNODC wurden 2016 30 % der 
vernichteten Fläche wieder mit 
Pflanzen bestückt. Diese Prozent-
zahl könnte sich aufgrund der ak-
tuellen Situation verdoppelt ha-
ben (Garzón Vergara 2020, o. S.).  
Dies deutet darauf hin, dass die 
Regierung mit Hilfe dieser Zah-
len die Erfüllung des Vertrages 
im Kampf gegen den Drogen-
handel nachweisen möchte, in-
dem sie die Muster der Vergan-
genheit wiederholt. Der Fokus 
von Duques Anti-Drogen-Diskurs 
liegt auf konstanten Berichten 
über erfolgreiche Schläge gegen 
Drogenhändler und vernichteten 
Pflanzungen.

Der Wiederanstieg der Koka-An-
bauflächen in den letzten Jahren 
veranlasste die Regierung einen 
“Zukunftsplan” (“Ruta Futuro”22) 
im Rahmen der “Friedenspolitik 
mit Legalität” vorzulegen, um mit 
Hilfe des PNIS gegen dieses Prob-
lem vorzugehen (Consejería Pre-

22 Gobierno de Colombia. o. J. “ABC – 
Ruta Futuro: Política integral para 
enfrentar el Problema de las Dro-
gas”, http://www.odc.gov.co/Por-
tals/1/Docs/ABC_Poli%CC%81tica_
AntiDrogas.pdf (letzter Zugriff am 
25.06.2021).
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sidencial para la Estabilización y 
la Consolidación 2018, o. S.). Der 
“Zukunftsplan” wurde im Dezem-
ber 2018 verabschiedet und ba-
siert auf fünf Säulen: Verminde-
rung des Drogenkonsums durch 
Prävention und Aufklärung; Ver-
ringerung des Angebots (inklusi-
ve verstärkter manueller Zerstö-
rung und Glyphosatbesprühung 
aus der Luft); Auflösung krimi-
neller Organisationen; Vorgehen 
gegen die Ökonomie und das Ein-
kommen des organisierten Ver-
brechens und die Transforma tion 
der Territorien hin zur legalen 
Wirtschaft (ebd.).

Parallel wurde im August 2020 
gemeinsam mit den USA die “Co-
lombia Growth Initiative” (USCGI 
2020, 1) verabschiedet. Der Di-
rektor der International Finance 
Corporation,23 Adam Boehler, be-
schreibt die Initiative folgender-
maßen: 

Momentan sprechen wir über ei-
nen neuen Plan Colombia, um 
uns auf eine ökonomische sowie 
sicherheitspolitische Entwicklung 
Kolumbiens zu konzentrieren 
[…].24 

Die “Colombia Growth Initiative”, 
welche Investitionen von unge-

23 “Apoyo de la Corporación Financie-
ra de Desarrollo Internacional de los 
Estados Unidos al Ecuador”, https://
ec.usembassy.gov/es/apoyo-de-la-
corporacion-financiera-de-desar-
rollo-internacional-de-los-estados-
unidos-al-ecuador/ (letzter Zugriff am 
30.06.2021).

24 “Colombia y EE.UU. lanzan la iniciati-
va ‘Colombia Crece’ para combatir el 
delito y, al mismo tiempo, llevar in-
versión, desarrollo y obras a zonas ru-
rales y comunidades vulnerables”, 17. 
August 2020, https://idm.presiden-
cia.gov.co/prensa/colombia-y-eeuu-
lanzan-la-iniciativa-colombia-crece-
para-combatir-el-delito-y-al-mismo-
tiempo-llevar-inversion-200817 (letz-
ter Zugriff am 30.06.2021).

fähr 19 Milliarden US-Dollar über 
13 Jahre vorsieht, hat folgende 
Ziele: die Befreiung Kolumbiens 
von Drogen, die Schaffung von 
Alternativen für legale Aktivitäten 
in ländlichen Gebieten für 
mehr als 248.000 Familien, die 
Konstruktion und Verbesserung 
von mehr als 14.000 Kilometern 
an tertiärem Straßennetz, die 
Schaffung von mehr als 25.000 
neuen Arbeitsplätzen und die 
Wiederaufforstung von 16.000 
Hektar entwaldeter Flächen. Die 
Initiative basiert dabei auf den 
Prinzipien alternativer Entwick-
lung, um eine freiwillige Substitu-
tion mit umfassender, ländlicher 
Entwicklung zu erreichen (USCGI 
2020, 6). Eine andere Leitlinie ist 
die Implementation einer multidi-
mensionalen Sicherheitsstrategie, 
die eine Erhöhung polizeilicher 
bzw. staatlicher Präsenz sowie 
eine Strategie zur unfreiwilligen 
Zerstörung der Kokafelder, etwa 
durch Luftbesprühung, beinhaltet. 

Diese Regierungspolitik folgt 
dem Muster von Prohibition und 
gewaltsamer Konfrontation und 
wurde von der Zivilgesellschaft 
als “verlorener Kampf” (Pares 
2020, o. S.)25 eingeordnet. 

Dieser repressive Fokus der Dro-
genpolitik schwächt die demo-
kratischen Institutionen, stärkt 
die kriminellen Organisationen, 
vertieft die Korruption und schürt 
die Gewalt innerhalb der Territo-
rialkämpfe zwischen den bewaff-
neten Akteuren und mit den Si-
cherheitskräften (ebd.). 

Die Fixierung auf die Reduktion 
oder den Anstieg von Anbauflä-
chen wird dem Drogenproblem 

25 https://pares.com.co/2020/05/14/
esta-lucha-contra-las-drogas-es-una-
guerra-totalmente-perdida/ (letzter 
Zugriff am 30.06.2021).
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nicht gerecht. Einen Indikator, 
den die Regierung nicht in sei-
ner Gesamtheit dargestellt hat, 
ist das Produktionspotenzial von 
Chlorhydrat, welches für die Her-
stellung von reinem Kokain ge-
nutzt wird. Laut Kalkulation lag 
die Produktion dieses Stoffes bei 
1.137 Tonnen im Jahr 2018 (2012 
waren es noch 333 Tonnen) (UN-
ODC 2020c, 15). Dies ist ein Indiz, 
dass in Kolumbien mehr Kokain 
und möglicherweise effektiver als 
früher produziert wird. 

Sicherheit als 
notwendige Bedingung 
entwicklungsorientierter 
Drogenpolitik

Die Probleme des PNIS werden 
durch die Unsicherheitssituation 
und das Gewaltgeschehen in be-
stimmten Landesteilen verstärkt. 
Diese beziehen sich vor allem 
auf Anführer und Teilnehmer des 
Programmes in Gebieten mit ei-
ner hohen Präsenz von Dissi-
denten der FARC-EP und anderer 
bewaffneter Akteure. Die selekti-
ve Tötung von Menschenrechts-
verteidigern und Programmteil-
nehmern, die Bedrohungen und 
Entführungen haben die Umset-
zungsdynamik in den Gemeinden 
verändert, in denen die Transfor-
mationsprojekte angesiedelt sind.

Die Pläne der Regierung sowie 
ihre Programme, um dagegen 
vorzugehen, waren allesamt un-
zureichend. Laut der NGO IN-
DEPAZ starben zwischen 2016 
und Dezember 2020 mehr als 
1.000 Personen in Ausübung zi-
vilgesellschaftlicher bzw. sozialer 
Funktionen (INDEPAZ 2021, 3). 
Die Empörung der Bürger über 
diese zunehmende Unsicherheit 

in den Territorien wurde durch 
den Einsatz von staatlichen 
Sicherheitskräften nicht verrin-
gert. Der Grund liegt laut der 
Regierung bei den territorialen 
Konflikten zwischen Dissidenten 
der FARC-EP, Mitgliedern der ELN, 
des “Clan del Golfo” und anderen 
kriminellen Strukturen, die aus 
der Demobilisierung der parami-
litärischen AUC (Autodefensas 
Unidas de Colombia) 2005 ent-
standen sind. Laut der Duque-Ad-
ministration führte der Abzug der 
FARC-EP aus Gebieten, in denen 
sie die alleinige Kontrolle inne-
hatte, zur Neustrukturierung so-
wie Verlagerung der Aktivitäten 
bewaffneter, organisierter Grup-
pen und der organisierten Krimi-
nalität. Dies mündete in Kämpfe 
um strategische Korridore, um 
Kokainproduktionsgebiete und 
Gebiete mit Vorkommen für die 
illegale Extraktion mineralischer 
Ressourcen (Kohle, Gold).

Die Begünstigten des PNIS sind 
ebenfalls von diesem Phänomen 
betroffen. Die Fundación Ideas 
para la Paz26 registrierte, dass 
2018 die Zahl der Morde in den 
Gemeinden des PNIS um 38 % 
im Vergleich zu 2017 – von 933 
auf 1.238 – und die Mordrate 
pro 100.000 Einwohner um 16 % 
stieg (Garzón Vergara, Gelvez 
und Bernal 2020, 9). Laut der 
“Koordination der Koka, Klatsch-
mohn und Marihuana anbauen-
den Kleinbauern” (COCCAM)27 
(Stier 2017, o. S.) wurden bis 

26 https://www.ideaspaz.org/foun-
dation/about (letzter Zugriff am 
30.06.2021).

27 Im Rahmen der PNIS entstand 2017 
die COCCAM mit 7.000 Mitgliedern, 
als eine Form die Stimme sowie die 
Petitionen einer sozial marginalisier-
ten Gruppe zu vereinen.
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2020 56 ihrer Mitglieder getötet. 
Einer der Gründe dafür war, dass 
die Mitglieder als Beobachter so-
wie Garanten des PNIS fungier-
ten. Darüber hinaus legten sie 
die Nichterfüllung der Regierung 
offen, wodurch diese ihre Legi-
timität gegenüber den anderen 
Teilnehmern verlor, was oft mit 
Gewaltakten verbunden war (Gu-
tierrez et al. 2020, 392-394). Au-
ßerdem stellten sie sich lokalen 
Kräften entgegen, die aufgrund 
der lokalen, traditionellen Macht-
strukturen eine Gefahr für den 
Erfolg des Programmes bedeuten.

Der Staat drängte die zivilgesell-
schaftlichen Führer, die Kastanien 
aus dem Feuer zu holen, ohne das 
Vorgehen der Sicherheitskräfte in 
vielen Territorien zu überdenken. 
Denn diese identifizierten diese 
Führungspersönlichkeiten wäh-
rend der Aufstandsbekämpfung 
als Ziele oder als verdächtige 
Personengruppe (Gutierrez et al. 
2020, 392).

Dies widerspricht der Regie-
rungshypothese, dass territoria-
le Dispute bewaffneter Gruppen 
der einzige Grund für die Tö-
tungen sind. Es dürfen nicht die 
Machtstrukturen und die lokalen 
Eliten, deren Gewaltmonopol 
anhält, verkannt werden (Gu-
tierrez et al. 2020, 398). Offen-
bar scheitert der Staat daran, im 
Sub stitutionsprozess die entspre-
chenden Sicherheitsgarantien zu 
gewährleisten, was äußerst wich-
tig für den Erfolg des Program-
mes gewesen wäre.
Sowohl die regionalen Erfah-
rungen des PNIS als auch die 
Entscheidungen der Regierung 
Duque, verdeutlichen die Proble-
me der AD: Die nationale Konzep-
tion der AD missachtet die lokalen 
Besonderheiten der Konflikte so-
wie die dortigen Machtstrukturen. 

Die im Friedensvertrag angedach-
ten Langzeitstrategien wurden 
zu Gunsten kurzfristiger Erfolge 
ad acta gelegt. Die Programme, 
wie das PNIS, orientieren sich an 
den Vorgaben der UNODC, de-
ren Berichtssystem die teilneh-
menden Länder zwingt, sichtba-
re Rückgänge der Anbaufläche 
zu vermelden,28 was zu ad hoc-
Reaktionen statt nachhaltigen 
Antworten führt (Buxton 2015, 
36). Weiterhin fehlt ein langfris-
tiges Finanzierungskonzept, trotz 
anders lautender Aussagen der 
kolumbianischen Regierung. Au-
ßerdem werden die regionalen, 
strukturellen Probleme, die zum 
Drogenaufbau führen, durch die 
AD nicht angegangen.29 Stattdes-
sen werden öffentlichkeitswirk-
same Projekte verwirklicht, die 
durch neue Technik und bessere 
Infrastruktur im Zweifelsfall zur 
Erhöhung der Grundstücksprei-
se führen, was dann eine neue 
Ungleichheit zur Folge hat, da 
sich nur noch die wohlhabende-
ren Bauern diese leisten können 
(Buxton 2015, 38). Dies wiede-
rum bedeutet, dass die Ärmsten 
der Armen, speziell die Kokabau-
ern, nicht erreicht werden (Bux-
ton 2020, 35). Schließlich hat die 

28 Die “Unabhängige Evaluationsein-
heit” (Indepedent Evaluation Unit) 
der UNODC veröffentlichte folgende 
Bewertung dieses Vorgehens: “There 
is little empirical evidence that the 
rural development components of 
AD on their own reduce the amount 
of drug crops cultivated. […]. Where 
reduction in drug cropping occurs it 
seems other factors, including gen-
eral economic growth, policing, etc., 
can be identified as contributors to 
the change that takes place” (zitiert 
nach Buxton 2015, 37).

29 Die Kritiker der AD bezeichnen dieses 
Konzept wie folgt: “Alternative devel-
opment is at best a ‘more humane’ 
way to not solve a problem” (zitiert 
nach Buxton 2015, 7).
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Duque-Regierung dem PNIS als 
AD-Konzept dadurch geschadet, 
dass sie wieder zur Militarisie-
rung zurückgekehrt ist, statt Vor-
kehrungen zu treffen, um die Be-
völkerung in den Krisenregionen 
zu schützen. Mit einer Wieder-
aufnahme der Glyphosatbesprü-
hung sowie der Priorität für eine 
erzwungene Vernichtung wurden 
Ansätze zu freiwilligen Aktionen 
unmöglich gemacht. Mit dieser 
Kombination aus repressiver Si-
cherheitspolitik und AD hat die 
kolumbianische Administration 
das Vertrauen in dieses Konzept 
nachhaltig beschädigt.

Die Rolle der 
internationalen 
Zusammenarbeit im Kampf 
gegen die Drogen

Aus ökonomischer Sicht hat die 
internationale Gemeinschaft30 
einen großen Beitrag zur Imple-
mentation der Pläne, der Pro-
gramme sowie der Projekte des 
Friedensvertrages geleistet. Den-
noch sollte die internationale Ko-
operation nicht nur auf die wirt-
schaftliche Unterstützung redu-
ziert werden, sondern auch die 
Rolle der internationalen Öffent-
lichkeit mit ihrem Druck auf die 
kolumbianische Regierung zur 
Umsetzung des Friedensvertra-
ges berücksichtigt werden.

Die USA, als Anführer im Kampf 
gegen die Drogen, setzen durch 
die United States Agency for Inter-

30 An der Konstruktion des Friedensver-
trages waren Deutschland, Südkorea, 
Spanien, Frankreich, Italien, Japan, 
die Niederlande, Schweden, die Eu-
ropäische Union, Finnland, Norwegen, 
Großbritannien und die Schweiz be-
teiligt (Birle 2016, 482).

national Development (USAID)31 
auf die ländliche Entwicklung als 
Ausweg aus dem Gewaltproblem 
und der damit verbundenen ille-
galen Ökonomie. Dennoch blieb 
der traditionelle Fokus auf mili-
tärische Sicherheit unter Präsi-
dent Donald Trump bestehen, der 
sich für die Wiederaufnahme der 
Besprühung aus der Luft aus-
sprach.32 Der neue Präsident der 
USA, Joe Biden, schlägt in seinem 
Positionspapier zur Drogenpolitik 
vom März 2021 einen anderen 
Ton an: Er strebt eine bilaterale 
Kooperation mit Kolumbien im 
Bereich der öffentlichen Gesund-
heit an, d. h. die Ausweitung ef-
fektiver staatlicher Präsenz und 
die Entwicklung der dazugehö-
rigen Infrastruktur. Die Eindäm-
mung der Produktion sowie des 
Handels illegaler Drogen in ganz 
Lateinamerika ist dabei das Ziel. 
Über die konkrete Ausgestaltung 
des Vorgehens oder über die Po-
sition zum Einsatz von Glyphosat 
wird jedoch keine Auskunft gege-
ben (ONCDP 2021, 6).

Für die EU lässt sich feststellen: 

Während in der letzten Dekade 
ein Rückgang des europäischen 
Interesses für Kolumbien zu ver-
zeichnen war, ist aktuell eine Ten-
denz zu stärkeren Verpflichtung 
der Europäischen Union wahr-
nehmbar (Birle 2016, 482). 

Im Gegensatz zu den USA nahmen 
Länder wie Schweden, Norwegen 
oder Deutschland schon in der 
Vergangenheit die Position ein, 

31 https://www.usaid.gov/who-we-are 
(letzter Zugriff am 30.06.2021).

32 Radio Nacional de Colombia, 2. März 
2020. https://www.radionacional.co/
cultura/trump-insiste-en-que-es-ne-
cesario-fumigar-para-acabar-narco-
trafico-en-colombia (letzter Zugriff 
am 30.06.2021).
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dass es einen verhandelten Aus-
weg aus dem Konflikt geben soll.

In den Vereinten Nationen wurde 
2016 ein “UN Post-Conflict Multi-
Partner Trust Fund for Colombia”33 
für den Erhalt des kolumbiani-
schen Friedens eingerichtet. Sei-
ne Aufgabe ist die Unterstützung 
sowohl beim Aufbau des Friedens 
als auch der nachhaltigen Ent-
wicklung durch strategische In-
terventionen, die eine Stabilisie-
rung, Wiedereingliederung, Zu-
sammenarbeit mit Opfern, Tran-
sitionsjustiz sowie Kommunika-
tion ermöglicht (Huey, Restrepo 
und Albis 2018, 12). Der Fonds 
soll dabei die Projekte in 379 ko-
lumbianischen Gemeinden finan-
zieren.34 

In den bilateralen Beziehungen 
zwischen Deutschland und Ko-
lumbien stand die finanzielle 
Hilfe im Rahmen des Projektes 
PROPAZ und FORTES im Vorder-
grund. 2016 wurde ein Finanz-
volumen von 327 Millionen Euro 
erreicht, welches ein Darlehen 
der KfW für die “Hilfe für den 
Friedensaufbau”35 im Wert von 
100 Millionen US-Dollar beinhal-
tet (Birle 2016, 490). Generell 
ist die Implementation des Frie-
dens in Kolumbien in die Leitlinie 
“Friedensaufbau und Krisenprä-
vention” (Birle 2016, 486) einge-
bettet. In Übereinstimmung mit 
dem Bundesministerium für wirt-

33 h t tp s : / /www.un .o rg /webcas t /
pdfs/170627pm-colombia.pdf (letzter 
Zugriff am 07.07.2021).

34 Dabei besitzt dieser Fonds seit der 
neuen Beitragsphase 2020 ein Ge-
samtvolumen von 148 Millionen US-
Dollar (El Tiempo, 10. Februar 2020).

35 https://www.giz.de/en/worldwi-
de/34735.html (letzter Zugriff am 
02.07.2021). 

schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) konzentriert 
sich der Friedensaufbau seit 2005 
auf die Reduktion struktureller 
Ursachen für Gewalt und den 
Konflikt, indem die Partizipation 
der Zivilgesellschaft sowie die 
staatlichen Strukturen gestärkt 
werden und der Dialog als zent-
rales Mittel der Konfliktlösung im 
Vordergrund steht (ebd.). 

Die Position der internationalen 
Gemeinschaft bezüglich Glypho-
sat teilt sich entlang der unter-
schiedlichen Herangehensweisen 
in der Drogenkontrolle: Die USA 
unter Donald Trump setzten sich 
vehement für die Wiederaufnah-
me der Besprühung durch Gly-
phosat ein. Dies zeigte sich in der 
öffentlichen Unterstützung des 
Bayer-Konzerns bei dessen Ge-
richtsverfahren in den USA (Gil-
lam 2021, o. S.). Klare Hinweise 
auf eine mögliche Positionierung 
Bidens lassen sich seinem Po-
sitionspapier zur Drogenpolitik 
nicht entnehmen. Eine eindeu-
tige Aussage blieb auch im März 
2021 nach der Empfehlung des 
“International Narcotics Control 
Strategy Report des Bureau of 
International Narcotics and Law 
Enforcement Affairs” (INL) aus, 
welches sich für die Wiederauf-
nahme der Besprühung mit Gly-
phosat aussprach (Gorder 2021, 
o. S.). Dennoch gibt es auch kriti-
sche US-amerikanische Stimmen 
wie die Drug Policy Commission, 
die sich kritisch über die Glypho-
satnutzung in Kolumbien äußert: 

Aerial fumigation on the scale of 
Plan Colombia is impossible today, 
even if the government manages 
to overcome the legal, financial, 
and political hurdles to restarting 
the program (Gorder 2021, o. S.).
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Am anderen Ende des Spektrums 
befindet sich die EU. In Reaktion 
auf den Beschluss Duques, die 
Besprühung mit Glyphosat wie-
deraufzunehmen, äußerte sich 
das Europäische Parlament in 
seinem Entschließungsantrag im 
April 2021 besorgt über die er-
neute Nutzung von Glyphosat.36 
Das Parlament sehe darin eine 
Verletzung des Friedensvertrages 
sowie der Verfassungsgerichtsur-
teile. Es warnt vor einer humani-
tären Krise, die durch den Einsatz 
des Herbizids entstehen könnte 
(Solé et al. 2021, o. S.).

Lernen aus den 
Erfahrungen des PNIS
Ein Problem des PNIS ist das 
Fehlen systematisierter Informa-
tionen über die Erfahrungen der 
Pilot-Gemeinden, welche nützlich 
gewesen wären, um einen konti-
nuierlichen Lernprozess anzusto-
ßen. Dennoch haben sowohl Jour-
nalisten als auch wissenschaftli-
che Beobachter wiederkehrende 
Probleme hervorgehoben:

1. Nichterfüllung der staatli-
chen Verpflichtungen: Faktoren 
wie schlecht geplante zeitliche Ab-
läufe, unterfinanzierte Program-
me sowie das Fehlen einer kla-
ren Methodologie seit dem Start 
führten zu Improvisation und da-
mit massiven Problemen des Pro-
gramms. Obwohl die Zahlen na-
helegen, dass die Programme im 
vollen Gange sind und dass es re-
ale Fortschritte gibt, sind Defizite 
bei der Planung und Umsetzung 

36 Die deutsche Regierung bezieht kei-
ne dezidierte Stellung zum kolumbia-
nischen Drogenkampf mit Hilfe von 
Glyphosat. Eine ablehnende Haltung 
ist anzunehmen, da Deutschland an-
strebt, die Nutzung von Glyphosat bis 
2024 in der EU zu verbieten (Frönd-
hoff 2019, o. S.).

des Prozesses sichtbar geworden, 
die in ihren Folgen bedeutsamer 
sein könnten als die beschränk-
ten finanziellen Ressourcen.

2. Durch die Initiativen des Pro-
gramms werden Partizipations-
räume geschaffen, allerdings fo-
kussiert der PNIS auf eine indi-
viduelle Perspektive statt auf die 
Transformation oder die Stärkung 
der Gemeinschaft. Doch bis zu 
welchen Punkt können die Ge-
meinden ihre Projekte entwickeln 
und ihre Partizipationsinitiativen 
durchführen, wenn die Sicher-
heitssituation in den Zonen pre-
kär ist, die früheren politischen 
sowie ökonomischen Dynamiken 
erhalten bleiben und die Präsenz 
bewaffneter Gruppierungen die 
unabhängige Entwicklung der Ge-
meinden behindern? Mit anderen 
Worten: Ohne eine hinreichende 
Gewährleistung von Sicherheit 
für die beteiligten Akteure kön-
nen diese Partizipationsräume 
nicht genutzt werden, schlimmer 
noch, für Führungspersonal sind 
keine Bedingungen gegeben, die 
ihr Leben schützen. Die Partizipa-
tionsräume sind eine der Errun-
genschaften des PNIS, aber eini-
ge Begünstigte des Programmes 
äußerten, dass diese Räume ge-
schlossen sind, d. h. die Gemein-
schaften wurden lediglich zu Emp-
fängern von Anordnungen lokaler 
oder nationaler Staatsbedienste-
ter. Dies mindert die Akzeptanz 
des Projektes innerhalb der be-
teiligten Bevölkerung. Der in vie-
len Fällen willkürliche Ausschluss 
von Familien aus dem Programm 
führt zu schweren Konsequenzen 
für deren weitere Lebensziele. 

3. Der Anspruch der AD wird 
pervertiert. Sowohl der interna-
tionale Druck, Anbauflächen für 
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Koka zu reduzieren, sowie diesen 
Aspekt als einzigen Erfolgsindi-
kator in der Anti-Drogen-Politik 
festzulegen, laufen der Idee der 
AD/“entwicklungsorientierten 
Dro genpolitik” zuwider: Erstens 
lässt der Fokus sowohl auf die 
Menge als auch die Zerstörung 
existierender Kulturen die spezi-
ellen Charakteristiken sowie die 
Realitäten der verschiedenen Ter-
ritorien außen vor. Zweitens un-
terminiert die Priorisierung der 
erzwungenen Vernichtung die 
freiwillige Vorgehensweise und 
die entsprechenden Regelungen 
des Friedensvertrages. Drittens 
strebt das Programm zwar die 
sozioökonomische Entwicklung 
sowie Transformation des Landes 
an, aber die Zwangsmaßnahmen, 
die durch die staatlichen Sicher-
heitskräfte umgesetzt wurden, 
zerstörten die Vertrauensbezie-
hungen, die für den Erfolg unab-
dingbar sind. Die Teilnahme der 
Bevölkerung muss von einem 
breiten Angebot von Alternati-
ven begleitet werden, die nicht 
die Interessen Dritter bedienen, 
sondern die Gegebenheiten ihres 
Heimatgebietes beachten. Eben-
so müssen diese Alternativen 
nachhaltig sein. Obwohl die ent-
sprechenden Gemeinden an der 
Definition der Produktionsvorga-
ben für ihre Gemeinschaften teil-
nahmen, war die technische Hilfe 
bisher prekär. Zudem wurden den 
Gemeinden nicht ausreichend Al-
ternativen von Seiten der Regie-
rung angeboten. 

Das kolumbianische 
Drogendilemma 2.0

Der Krieg gegen die Drogen in 
Kolumbien hat wenig Erfolge 
vorzuweisen. Die angekündigte 

Rückkehr zur Besprühung durch 
Glyphosat wiederholt Muster der 
Vergangenheit. Alternative Kon-
zepte wie die AD bleiben eher 
politische Projekte, als dass sie 
Realität würden. Zwei Dekaden 
nach dem Scheitern des “Plan Co-
lombia” scheint der Kampf gegen 
die Drogen den gleichen Weg zu 
beschreiten. Dies bedeutet, dass 
andere Wege verschüttet werden, 
zumal erneut bei den schwächs-
ten Gliedern der Kette, den Klein-
bauern, angesetzt wird. Fakto-
ren wie Gewalt, Verlagerung des 
Phänomens in andere Zonen und 
das Fehlen von alternativen Mög-
lichkeiten, um die Bauern vom 
Kokaanbau abzuhalten, sind aus-
sagekräftiger als die Zahlen über 
zerstörte Anbauflächen.

Außerdem zeigen die Erfahrungen 
des PNIS, dass die Regierung an 
einem antiquierten Sicherheits-
konzept festhält, d. h. militärische 
Einsätze besitzen Vorrang vor der 
Einhaltung der Menschenrechte. 
Sowohl die Politik “Frieden mit 
Legalität” als auch die Strategien, 
wie der “Zukunftsplan” oder die 
“Colombia Growth Initiative”, set-
zen auf die militärische Kontrolle 
der Anbaugebiete, was nicht zur 
Befriedung führt, sondern Armut, 
Gewalt und schwache Präsenz 
staatlichen Handelns jenseits der 
Sicherheitsorgane fördert. 

Am meisten betroffen sind die 
kolumbianischen Bauern, die den 
kleinsten Teil der Gewinne erhal-
ten. Nur 1,5 % des Gewinns ver-
bleibt in ihren Händen.37 Dennoch 
und trotz der Repressionen optiert 

37 Deutsche Gesellschaft für Internati-
onale Zusammenarbeit (GIZ): From 
Coca to Cocaine: the forgotten link in 
the Chain, https://www.the-forgot-
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die Mehrheit dieser Menschen für 
den Kokaanbau, da er ihnen die 
Möglichkeit bietet, angesichts der 
anhaltenden Nachfrage auf den 
internationalen Konsummärkten 
aus der Armut und prekären Sub-
sistenzbedingungen zu entfliehen.

Damit einher gehen Diskussio-
nen über die Vereinbarungen des 
Friedensvertrages bzw. über die 
“Alternative Entwicklung in Ko-
lumbien” und die Möglichkeit der 
freiwilligen Substitution. Jedoch 
wird nicht darüber gesprochen, 
wie die Produkte, die aus diesen 
Projekten entstehen, in lokale 
oder nationale Märkte eingespeist 
werden, wenn die marginalisier-
ten Zonen keine entsprechende 
Infrastruktur besitzen.

Damit rückt der Widerspruch zwi-
schen der Vision des Vertrages 
und den “Entwicklungsplänen” 
der Regierung in den Vordergrund. 
Der Friedensvertrag präferiert 
eine umfassende ländliche Ent-
wicklung als Motor der Entwick-
lung der nationalen Ökonomie, 
d. h. “eine bäuerliche, familiäre 
und gemeinschaftliche Ökonomie” 
(o. A.: “Final Agreement”, 2016, 
S. 24), die den Handel von Pro-
dukten auf lokaler und regionaler 
Ebene fördert. Die Sichtweise der 
Regierung beruht dagegen auf 
dem Denken einer Einbindung in 
den Weltmarkt,38 was eine Stei-
gerung der Produktion im Sinne 

ten-link.de/de/index.html (letzter Zu-
griff am 02.07.2021).

38 Vgl. die Videokonferenz von Edwin De 
los Ríos, Estefanía Ciro, Itayosara Ro-
jas u. a.: “¿En qué va la sustitución? 
Tres años de implementación del PNIS”, 
Zeitabschnitt: 1:22:40–1:35:12. Bo-
gotá 2020. https://www.youtube.
com/watch?v=hHkd2q5SFzU&ab_
channel=ILSAenRed (letzter Zugriff 
am 22.10.2021)

der weltweiten Wettbewerbsfä-
higkeit bedeuten soll. Diese bei-
den widersprüchlichen Ansichten 
hindern die Entwicklung in den 
Konfliktterritorien.39 

Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen
Der Friedensvertrag mit der FARC-
EP ist ohne Frage ein historischer 
Meilenstein für Kolumbien. Die 
Punkte 1 (“Reforma Rural”) und 
4 (über die Drogenproblematik) 
repräsentieren einen Lösungsan-
satz des kolumbianischen Kon-
fliktes basierend auf zwei Haupt-
punkten: Zugang zu Boden und 
seiner Nutzung. Die Fokussierung 
auf alternative Entwicklung inklu-
sive einer realen Partizipation der 
Gemeinschaft gab Hoffnung auf 
die Konstruktion einer kolumbi-
anischen Gesellschaft mit mehr 
Würde für den Einzelnen und mit 
Respekt vor dem legalen Rahmen 
der Menschenrechte. Die Umset-
zung dieses Zukunftsprojektes 
wird durch Probleme verkompli-
ziert, die bis heute im kolumbia-
nischen Staat überdauert haben. 
Darunter fallen fehlende Res-
sourcen für die Friedensprojekte, 
Desorganisation der Verwaltung 
auf allen Ebenen des Staates und 
ideologische wie politische Diffe-
renzen, die Kolumbien polarisie-
ren.

Mehr als drei Jahrzehnte fokus-
sierte sich der Kampf Kolum biens 
gegen den Drogenhandel auf 
ein traditionelles Sicherheitsver-
ständnis, welches von der USA 
unterstützt wurde. Hier wird ent-
scheidend sein, wie Joe Biden in 
Zukunft die Drogenproblematik 
angeht. Jedoch zeigen die stei-

39 Ebd. 
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genden Zahlen der Kokainpro-
duktion sowie die Verbesserung 
des Produktionsprozesses, dass 
die bisherigen Ansätze nicht er-
folgreich gewesen sind und an 
den notwendigen Rahmenbedin-
gungen, die der kolumbianische 
Staat nicht bereitstellen konnte, 
gescheitert sind. Statt jedoch da-
ran zu arbeiten, neue Konzepte 
mit neuen Akteuren oder alter-
nativen Entwicklungsmodellen zu 
verfolgen, neigt die Duque-Ad-
ministration zur Missachtung des 
Friedensvertrages. Die aktuelle 
kolumbianische Regierung hat 
es verpasst, die durch das PNIS 
angestoßenen Transformationen 
zu stärken oder zu verstetigen. 
Vielmehr wurden die Bauernfami-
lien, die an dem Projekt teilneh-
men, nach anfänglichen Erfolgen 
sich selbst überlassen. Die sich 
verschlechternde Sicherheitssi-
tuation, d. h. die steigende Zahl 
an Morden gegenüber Menschen-
rechtsverteidigern und sozialen 
Führern, wird nicht verbunden mit 
einem Überdenken der Sicher-
heitspolitik, um den Projekten 
Legitimität durch Sicherheitsga-
rantien zu verschaffen. Vielmehr 
wird diese prekäre Sicherheitsla-
ge in einen Kontext eingebettet, 
der besagt, dass das Problem nur 
durch die territorialen Konflik-
te und die Profitgier bewaffne-
ter Gruppen entsteht. Der Logik 
der amtierenden Administration 
folgend kann das Problem des 
Drogenhandels daher nur gelöst 
werden, in dem die Kokaanbau-
flächen zerstört und die Gruppen 
militärisch geschlagen werden. 

Da die unterfinanzierten und von 
der Regierung nur wenig unter-
stützten Versuche, freiwillige Ko-

kaanbauflächen zu substituieren, 
nicht zum Erfolg geführt haben, 
ist es aus Sicht der Regierung 
nur logisch, zur Besprühung mit 
Glyphosat zurückzukehren, da es 
in den 2000er Jahren zur großen 
Reduktion der Flächen beigetra-
gen habe. Dabei werden jedoch 
die gesundheitlichen Folgen für 
die betroffenen Regionen margi-
nalisiert. Dies zeigt sich deutlich 
in dem verabschiedeten Dekret 
380. Darüber hinaus negiert die 
Duque-Administration die Maß-
gabe des Verfassungsgerichtes, 
dass die Nutzung von Glyphosat 
als Mittel zur Bekämpfung von 
Kokaflächen lediglich die ultima 
ratio sein dürfe; denn die Regie-
rung hätte durch die Program-
me wie das PNIS, die aus dem 
Friedensvertrag entstanden sind, 
genügend Möglichkeiten gehabt, 
um alternative Lösungswege zu 
finden.

Derzeit wurde die Diskussion über 
die Rückkehr zur fumigación auf-
grund der Proteste im Mai/Juni 
2021 im Kontext des Paro Na-
cional zurückgestellt. Obwohl es 
auch in diesen  Forderungen gab, 
die Besprühung mit Glyphosat zu 
untersagen, waren doch ande-
re Aspekte, wie die Steuer- oder 
Gesundheitsreform, wichtiger. 
Darüber hinaus ist die Regierung 
aktuell mit den Nachwirkungen 
und der Aufarbeitung des Streiks 
beschäftigt. Daher ist es fraglich, 
ob mit einer schnellen, endgülti-
gen Entscheidung im Zusammen-
hang mit Glyphosat zu rechnen 
ist. Außerdem finden im Mai 2022 
die Präsidentschaftswahlen statt, 
in denen ein Präsidentenwechsel 
bevorsteht. Unabhängig davon, 
wer dann in der “Casa de Nariño” 
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sitzt, steht die kolumbianische 
Politik vor dem erneuten Dilem-
ma, die Drogenproblematik unter 
Kontrolle zu bringen. Daher wäre 
die Umsetzung folgender Ansätze 
ein guter Ausgangspunkt:

1. Die Regierung sollte die Pro-
gramme, wie das PNIS, die im 
Friedensvertrag vereinbart wur-
den, umsetzen. Zusätzlich sollten 
die Prozesse beschleunigt sowie 
Notwendigkeiten der ländlichen 
Gemeinschaften berücksichtigt 
werden, um steigende Unzufrie-
denheit und schwindendes Ver-
trauen abzubauen.

2. Es muss eine Untersuchung 
der positiven und negativen Er-
gebnisse des PNIS stattfinden, 
um dementsprechend eine Neu-
konzeption auf den Weg zu brin-
gen. Statt nur alte Programme 
durch neue zu ersetzen und da-
mit Konfusion zu erzeugen, wäre 
es wichtig, die existierenden Pro-
jekte im Detail zu erklären und zu 
einem Konsens mit den Organisa-
tionen, die die Bürger repräsen-
tieren, zu gelangen.

3. Weiterhin wird eine strikte 
Nachverfolgung der Umsetzung 
des Friedensvertrages benötigt, 
um mit Indikatoren, Methodo-
logie und Systematisierung Pa-
rameter zu schaffen, welche die 
Fortschritte tatsächlich darstellen.

4. Die Anstrengungen sollten 
auf die Formalisierung von Bo-
denbesitzverhältnissen konzen-
triert werden. Eine der Verpflich-
tungen des Vertrages ist zum 
einen, den Bodenfonds mit drei 
Millionen Hektar Land zu bilden. 
Zum anderen sollten weitere sie-
ben Millionen Hektar formalisiert 
werden, um sie an Bauernfamilien 
zu übergeben. Obwohl die Agen-
cia Nacional de Tierras (Campu-

zano Vélez 2021, o. S.) vermel-
det, mit 1,2 Millionen Hektar in 
vier Jahren vorangekommen zu 
sein, wurden bisher nur 100.000 
Hektar an Bauern und indigene 
Gemeinden übergeben. Die For-
malisierung des Bodens löst nicht 
nur das existierende kolumbiani-
sche Agrarproblem, sondern trägt 
auch zur ländlichen Entwicklung 
und zur Transformation bei.

5. Wichtig ist die Entwicklung 
von effektiveren Sicherheitskon-
zepten zum Schutz von sozialen 
Führern, Menschenrechtsvertei-
digern, Bauern, Ex-Kombattan-
ten und der Bevölkerung, welche 
eine tatsächliche personelle Lei-
tung der entwickelten Program-
me zulässt. Ohne entsprechen-
de Sicherheitskonzepte wird der 
Fortschritt des Friedensvertrages 
stark begrenzt bleiben.

6. Im Kampf gegen die Drogen 
sollten die Erfolgsindikatoren er-
weitert werden. Statt sich auf die 
Zerstörung von Anbauflächen zu 
fokussieren, sollte sich die Regie-
rung darauf konzentrieren, wa-
rum trotz Flächenreduktion die 
Kokainproduktion steigt und wie 
es die Produzenten geschafft ha-
ben, den Prozess zu verbessern. 
Darüber hinaus sollten Aspekte 
der Prävention oder der öffentli-
chen Gesundheit betrachtet wer-
den.

7. Die Phänomene des Dro-
genhandels, illegaler Minen, an-
derer illegaler Aktivitäten sowie 
die Ermordung von zivilgesell-
schaftlichen Führern sollten aus 
einer multikausalen Perspektive 
analysiert werden. Neben den 
territorialen Disputen bewaffne-
ter Gruppierungen sollten lokale 
Machtverhältnisse, Formen der 
Gewalt, Abwesenheit staatlicher 
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Durchdringung sowie territoriale 
Besonderheiten in die Untersu-
chung einfließen.

8. Die Entwicklung von soli-
den, sichtbaren Strategien für 
den Umgang mit Konsumenten, 
Zwischenhändlern und anderen 
Akteuren im Zusammenhang mit 
der Drogenhandelslogistik sollte 
ein zentraler Bestandteil der Re-
gierungspolitik sein. Dabei sollte 
eine Fokussierung auf die anbau-
enden Familien vermieden wer-
den, da sie nur ein Teil des Pro-
blems sind.

9. Eine Analyse aus Sicht der 
Menschenrechte, des Zusammen-
lebens nach der Wiederbesied-
lung ehemals besprühter Gebiete 
und der Erfahrungen des erneu-
ten Anbaus von Koka sowie von 
Vertreibung ist von Nöten. Dabei 
dürfen Gesundheits- und Nach-
haltigkeitsprobleme nicht miss-
achtet werden.

10. Darüber hinaus sollte die 
Wiederaufnahme der Gespräche 
mit der ELN diskutiert werden, da 
in der Bevölkerung erstmals die 
Zustimmung zu Verhandlungen 
der Ablehnung überwiegen (Inva-
mer 2021, 156). Außerdem muss 
erörtert werden, wie mit anderen 
bewaffneten Akteuren umgegan-
gen werden kann, um eine Ver-
besserung der Sicherheitssitua-
tion zu erreichen.

11.  Ein weiterer wichtiger As-
pekt wäre, dass die neue Präsi-
dentin oder der neue Präsident 
gemeinsam mit der Administra-
tion Biden Alternativen zu alther-
gebrachter Zusammenarbeit im 
Kampf gegen die Drogen entwi-
ckelt. Außerdem muss eine stär-
kere Koordination mit den Nach-
barländern, wie Ecuador oder 
Peru, erreicht werden, um ge-

meinsam gegen den Drogenhan-
del vorzugehen. Möglicherweise 
bestünde auch die Möglichkeit 
mit der EU, respektive Deutsch-
land, die zivilgesellschaftliche Ko-
operation noch mehr zu fördern 
und zu stärken. 
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